
Ministerialrat Globke und Ministerialrat Bukow wer­
den am Sonntag morgen um 8.00 Uhr wieder in Ber­
lin eintreffen.“

Der aus der Akte „Südeinsatz“ ersichtliche Schriftwech­
sel zwischen dem Angeklagten seitens des RMdl und 
anderen Stellen, insbesondere mit dem Generalquartier­
meister, z. Hd. von Militärverwaltungsoberrat Dr. Jani, 
bestätigt, wie intensiv der Angeklagte sich für die Lö­
sung dieser Aufgabe eingesetzt hat. Er benannte unter 
anderem 6 Regierungsräte, 13 Landräte, 21 Oberregie­
rungsräte, 6 Regierungsdirektoren, 3 Ministerialräte 
und eine Reihe von anderen Mitarbeitern. Auch der 
Militärverwaltungsoberrat Dr. Jani schätzte die Fähig­
keiten und die Einsatzbereitschaft des Angeklagten 
außerordentlich. Er forderte ihn telefonisch aus Berlin 
an, um mit ihm in Italien weitere Personalien zu be­
sprechen. Unter anderem schlug der Angeklagte noch 
am 4. Dezember 1943 den Stellvertreter des Gauleiters 
Greiser, Oberregierungsrat Siegmund von der Reichs- 
statthalterei in Posen, für den „Südeinsatz“ vor, der 
sich zu dieser Zeit im Stabe des SS-Obergruppenfüh- 
rers Wolf befand.
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Beweiswü rd igung 

I
Die vorstehenden Feststellungen über die persönliche, 
politische und berufliche Entwicklung des Angeklagten, 
über seine Tätigkeit auf dem Gebiete der Namens- und 
Rassengesetzgebung, des Personenstands- und Staats­
angehörigkeitsrechts im Preußischen Ministerium des 
Innern und später im Reichs- und Preußischen Mini­
sterium des Innern sind das Ergebnis einer umfang­
reichen Beweisaufnahme.
Dem Obersten Gericht standen dabei neben zahlreichen 
Dokumenten, Tonbandaufnahmen und Filmen 59 Zeu­
gen aus 7 Ländern und 7 anerkannte Wissenschaftler 
aus der UdSSR, der Volksrepublik Polen, der CSSR und 
der DDR als Sachverständige zur Verfügung.
Im einzelnen haben dem Senat Vorgelegen und sind in 
der Hauptverhandlung verwertet worden: 
die bei dem ehemaligen Oberlandesgericht in Köln und 
beim Landgericht in Aachen, bei der preußischen Regie­
rung in Aachen, beim ehemaligen Polizeipräsidium in 
Berlin und im Preußischen bzw. Reichsministerium des 
Innern geführten Personalakten des Angeklagten, des 
weiteren Originalakten des RMdl betr. Rassengesetz­
gebung und Staatsangehörigkeitsrecht, Geschäftsver­
teilungspläne, Namensänderungs- und Adoptionsakten 
sowie Akten der verschiedenen deutschen Dienststellen 
in den okkupierten Gebieten und Akten über von dem 
Angeklagten geführte Verhandlungen zum Abschluß 
von Staatsverträgen. Ferner wurden in die Erörterung 
einbezogen die in deutscher Sprache herausgegebenen 
amtlichen Protokolle und Urteile des Internationalen 
Mjlitärgerichtshofes im Nürnberger Prozeß gegen die 
Hauptkriegsverbrecher und im sogenannten Wilhelm- 
sträßenprozeß, Materialien des Eichmann-Prozesses vor 
dem Bezirksgericht in Jerusalem und Akten des 
faschistischen Volksgerichtshofes und der Sonder­
gerichte.
Gegenstand der Hauptverhandlung waren weiter der 
vom Angeklagten gemeinsam mit dem ehemaligen 
Staatssekretär im faschistischen Reichsinnenministerium 
Dr. Stuckart ausgearbeitete „Kommentar zur deutschen 
Rassengesetzgebung“, die Kommentare Freisler/Grauert 
„Das neue Recht in Preußen“ sowie die Kommentare 
über das neue Reichsrecht, von Pfundtner/Neubert. Dem 
Senat standen darüber hinaus die Zeitschrift „Deutsche 
Justiz“, die „Zeitschrift für osteuropäisches Recht“ und 
die vom ehemaligen Ministerialdirigenten im RMdl 
Medicus verfaßte Schrift „Das Reichsministerium des 
Innern“ zur Verfügung.
Über die Auswirkungen der faschistischen Rassenge­
setze und der im Zuge der Germanisierung ergangenen 
Bestimmungen haben Zeugen aus der UdSSR, aus 
Polen, Frankreich, Holland, Israel, der CSSR und der 
DDR ausgesagt. Diese Zeugen haben größtenteils den 
bis zur physischen Vernichtung von Millionen

Menschenleben gehenden faschistischen Rassenterror in 
jahrelanger Haft in den Zwangsarbeitslagern Drohowitz 
und Reichenbach, in den Ghettos von Minsk, Warschau, 
Lodz, Bialystok und Grodno und in den Konzentrations­
und Vernichtungslagern von Buchenwald und Sachsen­
hausen, von Auschwitz, Birkenau und Monowitz, von 
Maidanek und Treblinka selbst erlebt und verdanken 
ihr Leben lediglich zufälligen glücklichen Umständen. 
Die Bekundungen dieser Zeugen stimmen überein mit 
den Feststellungen, die schon in zahlreichen Prozessen 
gegen Kriegs- und Menschlichkeitsverbrecher von inter­
nationalen Gerichtshöfen und von Gerichten der Deut­
schen Demokratischen Republik getroffen wurden. An 
der Wahrheit der Zeugenaussagen bestehen keine 
Zweifel. Der Senat hat auch in allen wesentlichen 
Punkten die Gutachten der Sachverständigen Prof. 
Dr. Horoszowsky (Polen), Prof. Krus und Dr. Jurgenis 
(UdSSR), Dr. Kral (CSSR), Prof. Dr. Engelberg, Prof. 
Heymann und Dr. Riege (DDR) für richtig anerkannt 
und bei der Urteilsfindung verwertet.
Der Werdegang des Angeklagten ergibt sich aus seinen 
dem Gericht im Original vorliegenden Personalakten. 
Über die Tätigkeit des Angeklagten nach dem zweiten 
Weltkrieg liegen dem Gericht amtliche Verlautbarun­
gen aus Westdeutschland vor. Außerdem hat der Zeuge 
Söhler über sein Zusammentreffen mit dem Angeklag­
ten und seine Erlebnisse im Bundeskanzleramt in Bonn 
detaillierte Angaben gemacht.
Die Mitwirkung des Angeklagten an der Gleich­
schaltung in Preußen ergibt sich aus den dem Gericht 
vorliegenden Originalakten über das Ermächtigungs­
gesetz, das Staatsratsgesetz, das Provinzialratsgesetz 
und aus den Akten über den Bericht an den preußischen 
Ministerpräsidenten.
Soweit von der Verteidigung die Frage der Urheber­
schaft bzw. der Mitwirkung des Angeklagten in bezug 
auf Gesetze, Verordnungen, Erlasse und Verfügungen 
aufgeworfen wurde, ist meist bereits im Sachverhalt 
darauf eingegangen worden. In keinem Falle wurde 
darauf verzichtet, die Umstände genau zu untersuchen, 
aus denen sich seine Autorschaft oder Mitwirkung er­
gab. Das gilt auch für die Schlüsse, die aus seiner 
Kommentierung von Gesetzen und Verordnungen ge­
zogen wurden. Soweit sich in wenigen Fällen Fest­
stellungen u. a. auch darauf stützen, daß der Ange­
klagte auf Entwürfe handschriftliche Einfügungen und 
Vermerke angebracht hat, ohne seine Unterschrift oder 
sein Handzeichen darauf anzubringen, hat der Senat 
entgegen dem Hinweis der Verteidigung keine Zweifel 
an den getroffenen Feststellungen. In keinem dieser 
Fälle ergibt sich aus derartigen handschriftlichen Ver­
merken des Angeklagten allein seine Urheberschaft. Es 
ergeben sich weitere Anhaltspunkte insbesondere dar­
aus, daß es sich um geschlossene Vorgänge aus dem 
Geschäftsbereich des Angeklagten handelt, in welchen 
andere Schriftstücke enthalten sind, die von dem An­
geklagten abgezeichnet sind. Angesichts dessen und der 
außerordentlich zahlreichen anderen von dem Ange­
klagten vorliegenden handgeschriebenen und Unter­
zeichneten Schriftstücke, die der Senat geprüft hat, 
liegen den darauf beruhenden Feststellungen mithin als 
erwiesen anzusehende Tatsachen zugrunde.
Was die von der Verteidigung in ihren Schlußvorträgen 
aufgeworfene Frage nach der Funktion des Korreferen­
ten betrifft, so ergibt sich aus den zum Gegenstand der 
Beweisaufnahme gemachten Geschäftsverteilungsplänen, 
daß sie keinesfalls von untergeordneter Bedeutung war 
oder etwa keine Verantwortlichkeit begründet hätte. 
Es ist vielmehr daraus ersichtlich — und das trifft auch 
auf den Angeklagten zu —, daß auch Leiter der Unter­
abteilungen bzw. deren Vertreter zugleich Korreferen­
ten für die wichtigsten Sachgebiete waren. Zum Teil 
waren die Korreferenten zugleich auch die ständigen 
Vertreter der Referenten der betreffenden Sachgebiete. 
Die Durchsicht zahlreicher Akten hat ergeben, daß die 
Korreferenten in der Regel die Entwürfe abzuzeichnen 
hatten, also auch ihre Zustimmung zur Absendung der 
Verfügung oder des Schreibens erforderlich war.
Das Gericht hat die eidesstattlichen Erklärungen, die 
der Angeklagte in den Nürnberger Prozessen abgegeben
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